
Antrag der Kommission * vom 21. Oktober 1996 

 

3468a 

Bericht und Antrag 

des Regierungsrates an den Kantonsrat 

zur Volksinitiative «Gemeinsam für die 

musikalische Ausbildung unserer Jugend» 

(vom .....................) 

 

Der Kantonsrat, 

nach Einsichtnahme in einen Antrag des Regierungsrates, 

beschliesst: 

 

 I.  Die Volksinitiative KR-Nr. 89/1994 «Gemeinsam für die musikali-

sche Ausbildung unserer Jugend», wird den Stimmberechtigten zur An-

nahme empfohlen. 

 

 II. Gegenvorschlag des Kantonsrates: 

  Das Unterrichtsgesetz vom 23. Dezember 1859 wird wie folgt ge-

ändert: 

  § 273 b 

  Als Ergänzung zum Musikunterricht an der Volksschule bieten 

Musikschulen eine musikalische Ausbildung an. 

  Der Staat und die Gemeinden leisten Beiträge an die Musikschulen, 

sofern sie die vom Regierungsrat erlassenen Bedingungen und Auflagen 

erfüllen. 

  Die Beiträge des Staates erfolgen in Form einer Schülerpauschale. 

  Der Regierungsrat regelt die Aufteilung der Beiträge von Staat, 

Gemeinden und Eltern. 
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Minderheitsantrag Susi Moser-Cathrein, Nancy Bolleter-Malcolm, 

Ruedi Keller, Emy Lalli Ernst, Felix Müller 

  § 273b Abs. 1 bis 4 unverändert 

  Die entsprechende Verordnung bedarf der Genehmigung durch den 

Kantonsrat. 

 III.  Der Gegenvorschlag wird den Stimmberechtigten zur Annahme 

empfohlen. 

 IV. Initiative und Gegenvorschlag unterliegen der Volksabstimmung. 

 V. Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 

Zürich, 21. Oktober 1996   

 

 Im Namen der Kommission 

 Die Präsidentin:  Der Sekretär: 

 Barbara Marty Kälin  Heinrich Weber 


